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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 
dem Regierungs- und Gewerberat Rube 
in Liegnitz den Charakter als Geheimer 
Regierungsrat, 
dem Kommerzienrat Johannes Raehmel 


Stelle des Eichungs-Inſpektors für die Pro⸗ 
vinz Hannover übertragen worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Damm iſt zum 
1. Juni 1905 von Stettin I nach Berlin-S0. 


in Berlin den Charakter als Geheimer verſetzt worden. 

Kommerzienrat 
zu verleihen. Der Baugewerkſchullehrer Gantzel in 
Cöln iſt zum Königlichen Baugewerkſchullehrer 
und der Baugewerkſchullehrer Kunath in 
Frankfurt aD. zum Oberlehrer ernannt 
worden. 


Der techniſche Hilfsarbeiter bei der Nor⸗ 
mal⸗Eichungs⸗Kommiſſion Dr. Bode iſt zum 
Eichungs⸗Inſpektor ernannt und ihm die 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Erleichterung des Zahlungsverkehrs. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 12. Mai 190b. 

Im Aunſchluß an meinen Erlaß, betreffend die Erleichterung des Zahlungsverkehrs bei 
den Regierungshauptkaſſen und deren Spezialkaſſen, vom 19. Dezember 1903 (MBl. 
S. 421) erſuche ich Sie, den hierunter zum Abdruck gebrachten Erlaß des Herrn Finanz⸗ 
miniſters vom 7. März d. Is., betreffend die Form von Quittungen unter Rechnungen oder 
Anweiſungen, in welchen die urſprünglichen Beträge eine Abänderung erfahren haben, auch 
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für den Umfang meiner Verwaltung in Anwendung zu bringen. Zur Anweilung der 
nachgeordneten Kaſſen füge ich Überdrucke dieſes Erlaſſes bei. Den im Bereiche der 
Handels- und Gewerbeverwaltung vorhandenen Behörden und Schulen des dortigen Bezirks 
mit Ausnahme der Navigationsſchulen iſt dieſer Erlaß von hier aus direkt zugegangen. 
In Vertretung. 
IIa 1225. — I 4386. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier und zur gleich- 
mäßigen Beachtung an die Königlichen Oberbergämter, die Königliche Geologiſche Landes⸗ 
anftalt und Bergakademie hier und die Direktion der Königlichen Bernſteinwerke in 
Königsberg i. Pr. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C. 2, den 7. März 1905. 

Nach Nr. 6 des Runderlaſſes vom 28. September 1903, betr. Erleichterung des 
Zahlungsverkehrs bei den Regierungshauptkaſſen und deren Spezialkaſſen, hat die Königliche 
Ober⸗-Rechnungskammer nachgelaſſen, daß bei Quittungen, die unmittelbar unter der Rechnung 
oder der Anweiſung erteilt werden, ohne Angabe des Betrages mit den Worten „Betrag 
erhalten“ und in Rechnungen, zu welchen Vordrucke mit Längsſpalten verwendet werden, 
bei Anbringung einer Spalte „Namensſchrift als Quittung“ in dieſer mit Niederſchrift des 
Namens ohne Beifügung der Worte „Betrag erhalten“ quittiert werden kann. 

Dieſe vereinfachte Quittungsform iſt ſelbſtverſtändlich nur ausreichend, wenn der zu 
zahlende Betrag in der Rechnung oder der Anweiſung keine Anderung erfahren hat und 
ſomit Zweifel nicht entſtehen können, welcher Betrag tatſächlich gezahlt iſt. Solche Zweifel 
können namentlich dann entſtehen, wenn zu einer Anzahl von Rechnungen eine beſondere 
Auweiſung erteilt und die Quittung unter eine in ihrem Betrag abgeänderte Rechnung geſetzt 
wird oder wenn in einer mit Längsſpalten verſehenen Rechnung, in welcher nur mit Nieder⸗ 
ſchrift des Namens quittiert wird, der zahlbare Betrag geändert iſt. Alsdann würde es 
notwendig erſcheinen, daß der gezahlte Betrag, wenn auch nur in Ziffern, in der Quittung 
wiederholt wird. Entbehrlich iſt dies dagegen, wenn zwar in der Rechnung der Betrag 
geändert, in der unmittelbar folgenden Anweiſung aber der berichtigte Betrag in Worten 
ausgedrückt iſt und darunter quittiert wird. 

Die beteiligten Kaſſen find hiernach mit Anweiſung zu verſehen. 

Im übrigen iſt darauf zu achten, daß bei Zahlungsanweiſungen der zu zahlende 
Betrag entweder in der Anweiſung ſelbſt oder bei der rechneriſchen Feſtſtellung oder an 
anderer Stelle in den Belegen nicht nur in Ziffern, ſondern, ſoweit Markbeträge in Frage 
kommen, auch in Worten ausgedrückt wird, damit über ſeine Höhe Zweifel nicht entſtehen 
können und Fälſchungsverſuche tunlichſt erſchwert werden. 

In Vertretung. 
(gez.) Dombois. 


1 1737 2. Ang. — II 1790 2. Ang. — III 2800 2. Ang. 

An die Königlichen Regierungen, die Königliche Miniſterial- Militär⸗ und Baukommiſſion 
in Berlin, die ſämtlichen Provinzialſteuerdirektoren und den Herrn Generaldirektor des 
Thüringiſchen Zoll- und Steuervereins in Erfurt. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. internationaler Anzeiger für Zollweſen. 
9 ee U $ 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 6. Mai 1905. 
Durch den Beitritt zum „Internationalen Verbande für die Veröffentlichung der Zoll— 


tarife“ in Brüſſel ſtehen dem Deutſchen Reiche vom 1. Juli 1904 ab fortlaufend Exemplare 
aller im „Internationalen Anzeiger für Zollweſen“ erſcheinenden Druckſachen zu. 


Die bisher eingegangenen Druckſachen werden den amtlichen Handelsvertretungen 
demnächſt zugehen; weitere Druckſachen werden ohne beſondere Anſchreiben zugeſtellt werden. 
Im Auftrage. 

IIb 3528. Luſensky. 
An die amtlichen Handelsvertretungen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Japaniſche Secverteidigungsgebiete. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. April 1905. 
Durch Bekanntmachungen des japaniſchen Marineminiſters ſind die Tſugarusſtraße 
und das Gebiet innerhalb dreier Seemeilen um die Fiſcherinſeln, ſowie die Inſeln Okinawa 
und Amamioſchima der Linkiugruppe als Seeverteidigungsgebiete erklärt worden. 
Sie wollen beteiligte Schiffahrtskreiſe Ihres Bezirks hierauf aufmerkſam machen. 
Im Auftrage. 
IIb 3963. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Küſtenbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Abwärtsverſteigerungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Mai 1905. 

Durch den Erlaß vom 16. April 1903 (MBl. S. 144) find die Polizeibehörden vielfach 
veranlaßt worden, gegen das Ausrufen von Waren auf Märkten vorzugehen, ohne die Frage 
zu prüfen, ob eine Verſteigerung vorliegt oder nicht. Infolgedeſſen ſind die beteiligten 
Gewerbetreibenden in faſt allen Fällen freigeſprochen worden, weil nach den Verhältniſſen 
des Einzelfalls die Vorausſetzungen einer Verſteigerung nicht angenommen werden konnten. 
Dies veranlaßt mich, Sie zu erſuchen, den Polizeibehörden eine ſorgfältige Prüfung der 
Verhältniſſe vor Einleitung des Strafverfahrens zur Pflicht zu machen. 

Dabei wird in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung davon auszugehen ſein, daß 
eine Verſteigerung nur dann vorliegt, wenn aus der Form des Ausrufens der verſchiedenen 
von dem Verkäufer genannten Preiſe erhellt, daß darin das Publikum zur Abgabe von 
Geboten aufgefordert oder veranlaßt werden ſoll und wenn dieſes die Waren zu jedem der 
ausgerufenen Preiſe erhält. Eine Verſteigerung wird nicht in Frage kommen, wenn der 
Verkäufer, ohne dem Publikum namentlich durch Aufforderungen oder durch längere 
Zwiſchenpauſen bei der Benennung der einzelnen Preisſätze Gelegenheit zu einem Gebote 
zu geben, lediglich zur Hebung der Kaufluſt darauf hinweiſt, daß der Gegenſtand nicht zu 
dieſen oder jenen höheren Preiſen, ſondern zu einem beſtimmten, an letzter Stelle genannten 
Mindeſtpreiſe verkauft werden ſoll. 

Im übrigen mache ich darauf aufmerkſam, daß etwaigen mit dem Ausrufen von 
Waren verbundenen Unzuträglichkeiten durch die auf Grund des § 69 Geiwd. zu erlaſſenden 
Marktordnungen begegnet werden kann. 

In Vertretung. 
III 3661. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den hieſigen Herrn Polizeipräſidenten. 


Betr. Geſchäftsbetrieb der Verſteigerer. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Mai 1905. 
Die Beſtimmung unter Ziffer 64 der Vorſchriften über den Umfang der Befugniſſe 
und Verpflichtungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Verſteigerer vom 10. Juli 1902 


38: 
(MOL. S. 279) kann auch auf ſolche Verſteigerer nachträglich angewendet werden, die vor 
dem Erlaſſe jener Vorſchriften ohne Beſchränkung auf einen beſtinumten, örtlich abgegrenzten 
Bezirk angeſtellt und vereidigt ſind. 

In Vertretung. 
III 3702. Lohmann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Höchſtzahl der Lehrlinge in Buchdruckereien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 28. April 1805. 


Das Tarifamt und der Tarifausſchuß der deutſchen Buchdrucker haben bei dem 
Bundesrate beautragt, gemäß § 128 Abſatz 2 der Gewerbeordnung Vorſchriften über die 
zuläſſige Höchſtzahl von Lehrlingen in Buchdruckereibetrieben zu erlaſſen. Hierfür bringen 
ſie die Beſtimmungen des § 40 des Buchdruckertarifs, die bereits jetzt für die ſogenannten 
tariftreuen Gewerbebetriebe Geltung haben, in Vorſchlag. 

Ich erſuche Sie, ſich nach Anhörung der Handwerkskammer ſowie einzelner In— 
haber von größeren und kleineren Buchdruckereien und zwar auch ſolcher, welche der Tarif— 
gemeinſchaft nicht angehören, binnen 2 Monaten darüber zu äußern, ob und bejahendenfalls 
in welchem Umfang es ſich empfiehlt, für das Buchdruckergewerbe die Beſtimmungen des 
§ 128 Abſatz 2 der Gewerbeordnung durch einen Beſchluß des Bundesrats zur Anwendung 
zu bringen und welche Bedenken etwa der Ausdehnung der Vorſchriften des § 40 des 
Tarifs auf die nicht tariftreuen Betriebe entgegenſtehen würden. 

Wenn ſich der Tarif nicht bei Ihren Akten befindet, ſtelle ich anheim, ihn vom Tarif— 
amt der deutſchen Buchdrucker in Leipzig zu beziehen. 

In Vertretung. 
IV 2816. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten mit Ausnahme derjenigen in Königsberg, Frank— 
furt a. O., Bromberg und Düſſeldorf. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Betrieben der Fiſchverarbeitung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. Mai 1905. 

Bei den Vernehmungen über die Arbeitszeit der Arbeiterinnen in der Fiſchinduſtrie 
vor dem Beirate für Arbeiterſtatiſtik (vgl. Druckſachen Verhandlungen Nr. 9) iſt von einzelnen 
Auskunftsperſonen auf die Geſundheitsſchädigungen hingewieſen worden, die ſich infolge des 
Naßwerdens der Arbeiterinnen bei der Arbeit ergäben. Demgegenüber iſt von anderen 
Auskunftsperſonen hervorgehoben worden, daß ſich Übelſtänden nach dieſer Richtung dadurch 
vorbeugen laſſe, daß auf die Stein- und Zementfußböden der Arbeitsräume an den Arbeits⸗ 
plätzen Holzroſte untergelegt, daß die Arbeitstiſche mit Vorkehrungen verſehen würden, die 
das Waſſer von den Arbeiterinnen, beiſpielsweiſe durch Abſchrägen der Tiſche nach der 
Mitte, fernhielten, und daß den Arbeiterinnen Schürzen aus Oltuch oder Leder geliefert 
würden. Auf dieſe Weiſe ſowie durch Bereitſtellung gewärmter Ankleide- und Speiſeräume 
werde ſchon jetzt in vielen Betrieben für die Abwendung von Geſundheitsſchädigungen Sorge 
getragen (zu vgl. S. 95, 99, 103, 123, 124 a. a. O.). 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten, in deren Bezirk ſich Betriebe der 
Fiſchverarbeitung finden, dahin zu verſtändigen, daß fie der Verhütung von Geſundheits— 
ſchädigungen für die Arbeiter in dieſen Betrieben ihre Aufmerkſamkeit zuwenden und 
erforderlichenfalls die dazu geeigneten Maßnahmen in die Wege leiten. 

In Vertretung. 
III 3544 11. Ang. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, Danzig, Köslin, Stralſund, Stettin, 
Schleswig, Stade, Lüneburg, Aurich und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. f 
’ Berlin W. 66, den 8. Mai 1905. 

Die vom Bundesrat auf Grund des § 14 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend Stinder- 
arbeit in gewerblichen Betrieben, vom 30. März 1903 (RGBl. S. 113) nach der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 17. Dezember desſ. Is. (RGBl. S. 312) für Ihren 
Bezirk zugelaſſenen Ausnahmen von den Vorſchriften des Geſetzes über die Beſchäftigung 
eigener Kinder treten mit dem 31. Dezember d. J. außer Kraft. Bereits in dem Erlaſſe 
vom 8. Jaunar v. J. (MBl. S. 8) iſt darauf hingewieſen, daß die vom Bundesrat unter 
Ziffer 111 der Bekanntmachung vorgeſehene Bedingung, wonach die Ausnahme auf ſolche 
Kinder beſchränkt iſt, welche am 1. Januar 1904 bereits über acht Jahre alt waren, den 
Zweck verfolgt, die Schwierigkeiten für eine volle Durchführung des Geſetzes nach Ablauf 
der im § 14 Abſ. 1 vorgeſehenen zweijährigen Übergangszeit tunlichſt zu beſeitigen. Es 
darf hiernach angenommen werden, daß ſich die Vorſchriften des § 13 Abſ. 1 des Geſetzes 
auch für die in der Anlage zu der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1903 bezeichneten 
Werkſtätten vom 1. Januar 1906 an im allgemeinen ohne beſondere wirtſchaftliche Härten 
durchführen laſſen werden. 

Um ſolche indeſſen nach Möglichkeit zu vermeiden, wird bei der erheblichen wirt— 
ſchaftlichen Tragweite der Vorſchriften im § 12, § 13 Abſ. 1 des Geſetzes für die Haus⸗ 
induſtrie zunächſt erneut in eine Prüfung der Frage einzutreten ſein, ob und inwieweit 
etwa auch über den angegebenen Zeitpunkt hinaus für einzelne Arten der Werkſtätten 
Ausnahmen von den Vorſchriften des Geſetzes nach Maßgabe des § 14 Abſ. 2 erforderlich 
erſcheinen. Dabei iſt grundſätzlich davon auszugehen, daß ſolche Ausnahmen für andere 
als die in der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1903 und ihrer Anlage bezeichneten 
Werkſtätten, Beſchäftigungsarten und Bezirke nicht in Ausſicht zu nehmen ſind. 

Daß bei den Vorſchlägen für die Zulaſſung von Ausnahmen nirgends über das 
Maß des im wirtſchaftlichen Intereſſe der betroffenen Betriebe unbedingt Gebotenen 
hinauszugehen iſt, bedarf keines beſonderen Hinweiſes. Insbeſondere wird zu prüfen ſein, 
auf welchen Zeitraum die etwa für erforderlich erachteten Ausnahmen zu begrenzen ſind. 

Ich erſuche Sie, hiernach alsbald die erforderlichen Ermittelungen in die Wege zu 
leiten. Ihren Bericht erwarte ich bis 20. Juli d. J. Auf Innehaltung des Termins 
lege ich Wert. 

In 8809 Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten zu Potsdam, Breslau, Liegnitz, Oppeln, Merſeburg, 
Erfurt, Schleswig, Hannover, Minden, Coblenz, Düſſeldorf, Aachen. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Kraukenverſicherung. 
Betr. Beſcheinignugen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

„Krankenunterſtützungskaſſe der Zimmerer (E. H.) in Poſen, 

Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe für Arbeiter zu Liegnitz (E. H.), 

„Concordia“; Kranken- und Sterbekaſſe zu Grenzhauſen (E. H.), 

Krankenkaſſe des Evangeliſchen Arbeiter-Vereins Cöln (E. H.), 

Krankenkaſſe der Meiſter, Geſellen (Gehilfen) und Lehrlinge der Innungen in 
Kalkberge (E. H.), 

6. Kranken- und Sterbekaſſe zu Kloppenheim (E. H.), 

7. Kranken- und Begräbniskaſſe des Kaufmänniſchen Vereins zu Magdeburg (E. . 


Berlin, den 17. Mai 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage 
IIIa 3930 U. Neumann. 


A 


126 
p) Unfallverſicherung. 
Betr. die der ſtaatlichen Unfallverſicherung im Bereiche der Anſiedlungskommiſſion zugewieſenen 
Baubetriebe. 
Berlin, den 11. April 1905. 

Auf Grund der §§ 42 und 43 des Bauunfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 
(RGBl. S. 460/698) beſtimmen wir im Einverſtändnis mit dem Königlichen Staats⸗ 
miniſterium, daß die der ſtaatlichen Unfallverſicherung zugewieſenen Baubetriebe im Bereiche 
der Anſiedlungskommiſſion für die Provinzen Weſtpreußen und Poſen — inſoweit dieſe 
Baubetriebe nicht unter das Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und Forſtwirtſchaft fallen 
(§ 1 B.. V. G.) — der ſtaatlichen Unfallverficherung im Bereiche der allgemeinen Bau⸗ 
verwaltung angeſchloſſen und demnach die Befugniſſe und Obliegenheiten der Ausführungs⸗ 
behörde (§ 42 B. I. V. G.) durch die für den Betriebsort zuſtändigen Regierungspräſidenten 
wahrgenommen werden. Es finden daher dieſelben Ausführungsvorſchriften, wie ſie für 
die Baubetriebe im Bereiche der allgemeinen Bauverwaltung erlaſſen worden ſind oder noch 
erlaſſen werden, Anwendung. 

0 5 Der Miniſter uw. 
Der Finanz⸗Miniſter. für Landwirtſchaft, Domänen „Der Miniſter 
In Vertretung. und Forſten. der öffentlichen Arbeiten. 
(gez.) Dombois. In Vertretung. In Vertretung. 
(gez.) von Conrad. (gez.) Holle. 
I Ab 6553 Ul. Aug. M. f. L. III 10695 1. Ang. M. d. ö. A. — 11850 Ul. Ang. F. M. 


An den Herrn Präſidenten der Königlichen Anſiedlungskommiſſion zu Poſen. 
V. Gewerbliche Unterrichtsaugelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Fortbildnugsſchnlunterricht für Bäckerlehrlinge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Mai 1905. 

Aus den auf meinen Erlaß vom 25. April 1904 (M Bl. S. 116) erſtatteten Berichten 
habe ich den Eindruck gewonnen, daß es bei den Verſchiedenheiten, welche die Arbeits— 
zeiten in den Bäckereien hinſichtlich des Beginnes und des Endes in den einzelnen Orten 
und den einzelnen Betrieben aufweiſen, nicht möglich iſt, eine einheitliche überall durchführ— 
bare Regel für die Feſtſetzung der Unterrichtszeit der Bäckerlehrlinge in den gewerblichen 
Fortbildungsſchulen aufzuſtellen. Die Regelung wird daher von Fall zu Fall unter 
Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe zu erfolgen haben. Ich erſuche Sie, dieſem 
Gegenſtande fortdauernd Ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden und auf die Abſtellung der an 
vielen Orten hervorgetretenen Mißſtände Bedacht zu nehmen. 

Am ſchwierigſten wird dies ſein, wo die Zahl der Bäckerlehrlinge nicht ſo groß iſt, 
daß eigene Klaſſen gebildet werden können, und wo deshalb bei Feſtſtellung des Stunden— 
plans auf die beſonderen Verhältniſſe im Bäckergewerbe keine Rückſicht genommen werden 
kann. Hier wird äußerſtenfalls, wo eine geſundheitsſchädliche Uberanſtrengung nachweisbar 
vorliegt, nur die Entbindung jüngerer Schüler vom Unterricht übrig bleiben. 

Wo die Bildung von Berufsklaſſen möglich iſt, wird es zu erſtreben fen, daß die 
durch die Bekanntmachung des Bundesrats vom 4. März 1896 (RG Bl. S. 55) vor⸗ 
geſchriebene Ruhezeit durch den Fortbildungsunterricht nicht geſchmälert wird. Läßt ſich 
dies nicht erreichen, ſo iſt wenigſtens darauf zu halten, daß die Bäckerlehrlinge den Unter⸗ 
richt nicht im Zuſtande der Ermüdung, alſo nicht im unmittelbaren Anſchluß an die 
Arbeitsſchicht beſuchen müſſen, und daß die von ihnen zum Schlafe benutzte Zeit durch den 
Fortbildungsſchulunterricht nur zu einem Zeitpunkt unterbrochen wird, an dem ohnehin durch 
eine Mahlzeit oder aus anderem Anlaß eine ſolche Unterbrechung regelmäßig geboten iſt. 

Ergibt ſich aus dieſen Erwägungen, daß die Verlegung des Unterrichtes in die Abend- 
ſtunden erwünſcht iſt, ſo bemerke ich, daß keine Bedenken vorliegen, in ſolchen Fällen nach 
Lage der Umſtände von den in meinem Erlaß vom 20. Auguſt 1904 — MBl. S. 402 — 
aufgeſtellten Grundſätzen abzuweichen. 

IIb 1766. — III 3824. Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


2. Fachſchulen. 
Zulaſſung zum Beſuche der vierten Bangewerkſchulklaſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 5 
Berlin W. 66, den 8. Mat 1906. 


Ju Ergänzung des Erlaſſes vom 9. Auguſt 1899 — E. 5379 — beſtimme ich hier⸗ 
durch, daß außer den darin erwähnten Gehilfen der Kataſterverwaltung auch die Rechen⸗ 
gehilfen der Königlichen Generalkommiſſionen ſowie die Vermeſſungsgehilfen der vereideten 
Landmeſſer, die zu ihrer weiteren Ausbildung im Tiefbaufach eine Baugewerkſchule beſuchen 
wollen, in die vierte Baugewerkſchulklaſſe aufgenommen werden können, auch wenn ſie 
noch nicht prattiſch als Maurer oder Zimmerer gearbeitet haben. \ 

Sie wollen die Direktion der Baugewerkſchule Ihres Bezirks mit entſprechender 
Weiſung verſehen. 

Im Auftrage. 
IV 3379. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. Auguſt 1899. 

Ich genehmige, daß junge Leute, die bereits zwei Jahre als Gehilfen bei der Kataſter⸗ 
verwaltung, im Waſſer⸗, Straßen-, Eiſenbahn⸗, Meliorationsbau oder dergleichen beſchäftigt 
geweſen ſind, und die zu ihrer weiteren Ausbildung im Tiefbaufach eine Baugewerkſchule 
beſuchen wollen, in die vierte Baugewerkſchulklaſſe aufgenommen werden können, auch wenn 
ſie noch nicht praktiſch als Maurer oder Zimmerer gearbeitet haben. Bei der Aufnahme 
ſind ſie indes darauf aufmerkſam zu machen, daß ihnen, falls ſie etwa nach dem Beſuche 
der beiden unteren Baugewerkſchulklaſſen die Abſicht, Tiefbautechniker zu werden, aufgeben 
ſollten, der Beſuch der beiden oberen Hochbauklaſſen und die Ablegung der Prüfung an 
der Hochbauabteilung nur geſtattet werden würde, nachdem ſie noch nachträglich praktiſch 
als Maurer oder Zimmerer gearbeitet hätten. 

In Vertretung. 
E. 5379. (gez.) Lohmann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Bekanntmachung, betr. Prüfungen für die Aufnahme in höhere Maſchiuenbauſchnlen. 

Die nächſten Prüfungen zum Nachweiſe der für die Aufnahme in die höheren Mafchinen- 
bauſchulen erforderlichen Kenntniſſe — ſiehe den Erlaß vom 19. November 1901 und die 
Vorſchriften über die Organiſation der Maſchinenbau- und Hüttenſchulen von demſelben 
Tage unter IVa (MBl. S. 305 und 333 ff.) — werden ſtattfinden: 

an den vereinigten Maſchinenbauſchulen in Cöln am 26. Juni d. J. und an den 
folgenden Tagen, 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen in Elberfeld-⸗Barmen vom 26. bis 
28. Juni (ſchriftlich) und am 30. Juni (mündlich), 
an der höheren Maſchinenbauſchule in Aachen vom 26. bis 28. Juni, 
= = = „Altona vom 2. bis 7. Juni, 
. : a „Breslau am 25. Juni (ſchriftlich) und 
27. Juni (mündlich), 
an der höheren Maſchinenbauſchule in Einbeck vom 26. bis 30. Juni, 
eo « = = - Hagen i. W. am 20. und 21. Juni, 
5 5 - - Bofen vom 19. bis 21. Juni (ſchriftlich 
und zeichneriſch) und am 26. Juni mündlich), 
an der höheren Maſchinenbauſchule in Stettin vom 19. bis 21. Juni, 
’ höheren Schiff- und Maſchinenbauſchule in Kiel vom 26. bis 30. Juni, 
. Paſchinenbauſchule in Görlitz am 19. Juni, 
- Maſchinenbau- und Hüttenſchule in Duisburg vom 8. bis 10. Juni, 
9 e . » Gleiwitz vom 5. Juni ab (ſchriftlich) 
und vom 20. Juni ab (mindlich). 
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Die Prüfungen können an irgend einer der genannten Auſtalten abgelegt werden, 
gleichviel in welche höhere Maſchinenbauſchule der Prüfling einzutreten beabſichtigt. 
Meldungen zu den Prüfungen ſind ſpäteſtens vierzehn Tage vor deren Begimie bei der 
Direktion der Anſtalt, an der die Prüfung abgelegt werden ſoll, in vorgeſchriebener Weiſe 
(ogl. die obenerwähnten Vorſchriften) einzureichen. 

Berlin, den 10. Mai 1905. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IV 3002. Neuhaus. 


22 ³¹1W 
VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 
Verpflichtung der Fortbildungsſchüler zum Schulbeſuch au kirchlichen Feiertagen. 

Entſcheidung des Kammergerichts, 1. Strafjenat, vom 10. April 1905. 

Die Reviſion der Angeklagten erſcheint zum Teil begründet. 

Nach den Feſtſtellungen haben die Angeklagten, als fie am 8. September 1904 den 
Unterricht in der Fortbildungsſchule verſäumt haben, dies nicht getan in der Meinung, an 
dieſem Tage, als einem hohen katholiſchen Feiertage, zum Beſuch der Fortbildungsſchule 
nicht verpflichtet zu ſein, ſondern ſie haben an jenem Tage die Schule nicht beſuchen wollen 
und haben auch gewußt, ihr Fernbleiben ſei nicht erlaubt und mache ſie ſtrafbar. 

Einen Rechtsirrtum laſſen dieſe auf tatſächlichen Erwägungen beruhenden Feſtſtellungen 
nicht erkennen. Sie rechtfertigen, da weiter auch feſtgeſtellt iſt, daß die zur Zeit der Tat 
noch nicht 18 Jahre alten Angeklagten die zur Erkenntnis der Strafbarkeit ihrer Handlungs⸗ 
weiſe erforderliche Einſicht beſeſſen haben, die Anwendung der §§ 4 Nr. 1, 8 des Orts⸗ 
ſtatuts vom 15. Ronen 1894 und des § 150 Nr. 4 der Reichsgewerbeordnung. 

Der Unterricht an der Fortbildungsſchule, der übrigens nach § 120 der Reichs- 
gewerbeordnung ſogar an Sonntagen ſtattfinden darf, falls nur die Schüler am Beſuch 
des Gottesdienſtes nicht verhindert werden, konnte zweifellos auch am 8. September 1904, 
dem Tage Mariae Geburt, einem ſtaatlich nicht anerkannten Feiertage, ſtattfinden, und 
waren die Schüler verpflichtet, dieſen Unterricht zu beſuchen. Bei der Bemeſſung der 
Strafen hat jedoch die Strafkammer die Vorſchriften des § 57 Str. G. B., obwohl ſie dieſen 
Paragraphen anzieht, nicht berückſichtigt. Nach § 150 Nr. 4 der Reichs-Gewerbeordnung 
beträgt die höchſte zuläſſige Strafe 20 , im Unvermögensfalle Haft bis zu 3 Tagen. 

Auf dieſe Strafe hat die Strafkammer erkannt, während nach $ 57 Nr. 3 die Strafe 
zwiſchen dem geſetzlichen Mindeſtbetrage der angedrohten Strafart und der Hälfte des 
Höchſtbetrages der angedrohten Strafe zu beſtimmen war. 

Aus dieſem Grunde unterlag das Urteil jedoch nur hinſichtlich der ausgeſprochenen 
Strafen der Aufhebung und war, wie geſchehen, zu erkennen. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, foferu es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Techuiſche Unterſuchungsmethoden zur Betriebskontrolle, insbeſondere zur Kontrolle 
des Dampfbetriebes. Zugleich ein Leitfaden für die Übungen in den Maſchinenbaulaboratorien 
techniſcher Lehranſtalten. Von Julius Brand, Ingenieur, Oberlehrer der Königlichen ver- 
einigten Maſchinenbauſchulen zu Elberfeld. Mit 168 Textfiguren und 2 lithographiſchen 
Tafeln. Berlin 1904, Verlag von Julius Springer. 

Carte des chemins de fer, routes et voieg navigables de la France, dressée sous 
la direction d’Ondsime Reclus. Wut. Greve, Herausgeber, Paris X, rue de chabrol 67. 
1905. Bei Haar & Steinert, A. Eichler suce. Paris, rue Jacob 21. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bel Jullus Sittenfeld in Berlin W. 


